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legen. Ob aber auch die beiden bisher 

noch nicht offiziell als Atommächte 

anerkannten Staaten Indien und Paki­

stan solche Erklärungen abgeben, mag 

zweifelhaft sein.

China ist übrigens nicht nur an einer 

atomwaffenfreien Zone in Zentralasi­

en, sondern darüber hinaus auch dar­

an interessiert, daß in diesen Span­

nungsbereich möglichst wenig Waffen 

geliefert und daß vor allem die Lie­

ferungen an die afghanischen Taliban 

eingestellt werden (XNA, in SWB,

30.8.99).

In Beijing gehen die Vorstellungen da­

hin, daß alte nachbarschaftliche Bin­

dungen aus der Zeit der „alten Sei­

denstraße“ wieder aufleben. Dieses 

Thema wurde von einer 13-Nationen- 

Konferenz, an der auch China und 

die Türkei teilnahmen, diskutiert, und 

zwar Ende September in Alma-Ata 

(XNA, 24.9.99). Die VR China hat mit 

einigen der entlang der „Seidenstra­

ße“ gelegenen Staaten bereits Abkom­

men über den Transportbereich abge­

schlossen. Ferner ist es zu Grenzabma­

chungen gekommen.

Insgesamt geht es der chinesischen Re­

gierung darum, im „Seidenstraßen“- 

Bereich für eine Friedens- und Stabili­

tätspolitik - und damit auch für bes­

sere soziale und wirtschaftliche Aus­

gangsbedingungen zu sorgen. Beun­

ruhigend für China ist, wie bereits 

dargestellt (dazu C.a., 1999/8, S.812- 

813), ganz besonders die zunehmende 

Guerillatätigkeit islamischer Rebellen, 

vor allem der über die Grenzen hin­

weg operierenden Brigaden, die von 

Tschetschenien bis Xinjiang Unruhe 

stiften, -we-

9 „China-Kultur wo ehe“ in Pa­

ris

Am 1. September 1999 wurde im 

UNESCO-Hauptquartier in Paris die 

„China-Kulturwoche (Zhongguo Wen- 

hua Zhou)“ eröffnet - eine Veranstal­

tung, die von China und der UNESCO 

gemeinsam ausgerichtet wurde, und 

zwar mit dem Ziel, China einem brei­

ten westlichen Publikum in seiner Ge­

schichte, Kultur, Wissenschaft, Tech­

nologie und in seinem sozioökonomi­

schen Aufbau vorzustellen.

In zahlreichen Vitrinen waren Objek­

te aus einem Zeitraum von 2.400 Jah­

ren ausgestellt, angefangen von al­

ten Glocken über Keramikgegenstän­

de bis hin zu Gemälden, Skulptu­

ren und der Miniaturabbildung eines 

Pekingoperntheaters.

Erschienen war auch eine 320- 

Personendelegation, der Künstler und 

Handwerker ebenso angehörten wie 

Wissenschaftler und Regierungsbeam­

te. -we-

Innenpolitik

10 Plenartagung des Zentral­

komitees nimmt Resolution 

zur Reform der Staatsunter­

nehmen an

Vom 19. bis 22. Oktober hat in Bei­

jing das 4. Plenum des XV. Zentral­

komitees der KPCh getagt. Termin 

und allgemeine Tagesordnung wurden, 

wie bereits auch beim letzten Plenum 

im Oktober 1998, zuvor in der Pres­

se angekündigt. Mit dreieinhalb Ta­

gen war die Sitzungsdauer länger als in 

den vergangenen Jahren. Teilnehmer 

an dem Plenum waren 189 Vollmitglie­

der und 147 Kandidaten des Zentral­

komitees (XNA, 7., 22.9.99).

Auf der Plenartagung wurde entschie­

den, Hu Jintao, Mitglied des Ständi­

gen Ausschusses des Politbüros und 

designierter Nachfolger Jiang Zemins 

an der Parteispitze, zum stellvertre­

tenden Vorsitzenden der Zentralen 

Militärkommission zu ernennen. Laut 

einer Hongkonger Meldung lag die 

Quote von Gegenstimmen und Ent­

haltungen bei der Ernennung Hu Jin- 

taos mit 15% der Gesamtstimmenzahl 

sehr hoch (Zhengming, 1999/9, S.10). 

Außerdem wurden Guo Boxiong und 

Xu Caihou zu Mitgliedern der Zentra­

len Militärkommission ernannt (XNA, 

22.9.99; vgl. „Data on Changes in PRC 

Main Leadership“ in diesem Heft).

Hauptgegenstand der Tagung war die 

Diskussion und Annahme einer „Reso­

lution des Zentralkomitees der KPCh 

zu einigen wichtigen Fragen der Re­

form und Entwicklung der Staatsun­

ternehmen“ (voller Text in RMRB,

29.9.99). Es wurde unterstrichen, daß 

eine Plenartagung des Zentralkomi­

tees sich zum erstenmal speziell der 

Frage der Unternehmensreform wid­

me (RMRB, 23.9.99). In den offiziel­

len Verlautbarungen wurde der wichti­

ge Beitrag der Staatsunternehmen zur 

wirtschaftlichen und sozialen Entwick­

lung der Volksrepublik China und de­

ren zentrale Rolle bei der Konsolidie­

rung des sozialistischen Systems be­

tont. Gegenwärtig befinde sich die Re­

form der Staatsunternehmen in einer 

„kritischen Phase“ (guanjian jieduari), 

in der einige tiefgreifende Widersprü­

che und Probleme angegangen werden 

müßten.

In der Resolution wurden Hauptzie­

le und Leitlinien für die Reform der 

Staatsunternehmen bis zum Jahr 2010 

formuliert, die allerdings über die seit 

langen Jahren in diesem Bereich ver­

folgten Ziele und Maßnahmen (vgl. 

etwa den Bericht des XV. Partei­

tags der KPCh, vollständig übersetzt 

in BR, 7.10.97, S.9-38, zusammenge­

faßt in C.a., 1997/9, S.857-864) hin­

aus kaum konkrete Reformschritte be­

nennen. Vielmehr wird von kritischen 

Beobachtern eine Verzögerung inner­

halb der Reformagenda darin erkannt, 

daß das seit Beginn der neunziger Jah­

re immer wieder verkündete Ziel einer 

Konsolidierung der maroden Staats­

unternehmen „innerhalb von drei Jah­

ren“ nun implizit erneut auf das Jahr 

2001 verschoben worden ist (Zheng- 

ming, 1999/9, S.9; FAZ, 23.9.99).

Signifikante Veränderungen lassen sich 

weniger im ökonomischen als im po­

litischen Aussagegehalt der Resoluti­

on ausmachen. So fällt auf, daß die 

Betonung der positiven Rolle der Pri­

vatwirtschaft, welche zuletzt im März 

dieses Jahres durch eine Verfassungs­

änderung eine erhebliche Aufwertung 

als „wichtiger Bestandteil der sozia­

listischen Marktwirtschaft “ erfahren 

hatte (vgl. C.a., 1999/3, S. 267-269), 

in der Resolution weitestgehend zu­

rückgenommen ist. Explizit wird viel­

mehr in einem Leitartikel der Volks­

zeitung klargestellt, daß am Volksei­

gentum als „Hauptbestandteil“ (zhu- 

ti) der Wirtschaft festgehalten wer­

den müsse und eine umfassende Pri­

vatisierung keinesfalls in Frage käme 

(RMRB, 23.9.99, S.4). Laut einer an­

deren Quelle sei gar die Rede von 

einem „selbstmörderischen“ Kurs der 

Privatisierung gewesen, der in Chi­

na nicht verfolgt werden solle (Zhong- 

guo Xinwen She, 22.9.99, nach SWB,
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27.9.99). Ähnlich hat sich auch Staats­

präsident Jiang Zemin in den vergan­

genen Monaten wiederholt geäußert 

(vgl. C.a., 1999/6, Ü 8). Hingegen be­

richtet die chinafreundliche, im all­

gemeinen gut informierte Hongkonger 

Monatszeitschrift Guangjiaojing, die 

Parteiführung habe sich während ih­

rer informellen Sitzung in Beidaihei im 

August darauf verständigt, zur Ver­

besserung der internationalen Wettbe­

werbsfähigkeit der chinesischen Wirt­

schaft den Anteil der Staatsunterneh­

men an der wirtschaftlichen Produk­

tion von gegenwärtig über der Hälf­

te in den kommenden Jahren auf ein 

Viertel zu reduzieren und auf strate­

gisch wichtige Sektoren zu konzentrie­

ren (Guangjiaojing, 1999/9, S.7).

Diese teilweise widersprüchlichen Si­

gnale der Führung reflektieren das 

grundsätzliche Dilemma der Reform 

zwischen mangelnder Effizienz und 

Wettbewerbsfähigkeit der Staatsun­

ternehmen einerseits und der Ge­

fährdung gesellschaftlicher Stabilität 

durch die im Zuge der Reform gestie­

gene Arbeitslosigkeit und den Abbau 

des betriebsbezogenen sozialen Siche­

rungssystems andererseits. Eine Über­

setzung dieses Dilemmas in den per­

sonalen Bereich findet sich in fort­

gesetzten Gerüchten über die Schwä­

chung der Position Zhu Rongjis als 

Verfechter einer durchgreifenden Re­

form des Staatssektors vis-ä-vis einer 

konservativen, auf die Aufrechterhal- 

tung sozialer Stabilität und ideolo­

gischer Kontrolle der Partei bedach­

ten Position um Li Peng. So berich­

tet die chinakritische Hongkonger Mo­

natszeitschrift Zhengming, deren tra­

ditionelle Funktion im Transport von 

Gerüchten und Spekulationen im Um­

kreis der Beijinger Partei- und Staats­

führung besteht, daß trotz wiederhol­

ter Mahnungen Jiang Zemins im Vor­

feld der Plenartagung auf jegliche in­

terne Kontroversen (zhengluri) über 

die Reformpolitik zu verzichten, ein 

scharfer Konflikt zwischen Vertretern 

eines zügigen Reformkurses und sol­

chen eines Stabilitätskurses aufgebro­

chen sei (Zhengming, 1999/9, S.8-11). 

Auch andere Quellen bestätigen die 

Schwächung der Position des Mini­

sterpräsidenten Zhu Rongji, dem noch 

vor dem Plenum die Zuständigkeit 

für die Restrukturierung der Staatsun­

ternehmen entzogen worden sein soll. 

Die Zuständigkeit soll nun statt des­

sen Jiang Zemin in seiner Funktion 

als Leiter der Führungsgruppe für Fi­

nanzen und Wirtschaft des Zentral­

komitees zugeordnet, die tägliche Ar­

beit von dem stellvertretenden Mi­

nisterpräsidenten Wu Bangguo über­

nommen worden sein (SCMP, 15.9.99; 

SWB, 17.9., 30.9.99; vgl. auch C.a., 

1999/8, Ü 7). Die Übertragung der Zu­

ständigkeit ließe sich alternativ aller­

dings auch damit erklären, daß Zhu 

Rongji jüngst für die Durchführung 

eines geplanten Programms zur wirt­

schaftlichen Erschließung Zentral- und 

Westchinas eingesetzt worden sein soll 

(JB, 1999/10, S.28-29; vgl. unten).

In politischer Hinsicht auffällig ist fer­

ner die Forderung nach einer Stär­

kung der Führungsrolle der Partei 

bei der Reform der Staatsunterneh­

men. Insbesondere verlangt eine der 

in der Resolution formulierten Leit­

linien, die „politische Schlüsselrolle“ 

(zhengzhi hexin zuoyong) der Partei­

organisationen in den Staatsunterneh­

men stärker zu entfalten. Die innerbe­

trieblichen Partei-Basisorganisationen 

und Parteikomitees sollen demnach 

die Umsetzung staatlicher Politiken 

in den einzelnen Unternehmen ge­

währleisten, an wichtigen betriebli­

chen Entscheidungen mitwirken, die 

Ausübung der Funktionen von Ak­

tionärsversammlung, Vorstand, Auf­

sichtsrat und Fabrikdirektoren über­

wachen, die Aktivitäten der Arbeit­

nehmer, Gewerkschaften und ande­

rer Organisationen unterstützen sowie 

die Belegschaft ideologisch anleiten. 

(RMRB, 29.9.99)

Diese Forderung kann im Gegensatz 

zu langjährigen reformpolitischen For­

derungen gesehen werden, den Ein­

fluß der Parteiorganisationen auf be­

triebliche Entscheidungen zugunsten 

eines stärker an marktwirtschaftlichen 

Effizienzkriterien orientierten Unter­

nehmensmanagements zu reduzieren. 

Jedoch ist die Forderung nach einer 

verstärkten Führungsrolle der Par­

tei nicht neu. Vielmehr setzt sie die 

Weisung eines Zirkulars der Organi­

sationsabteilung des Zentralkomitees 

der KPCh vom August 1998 fort, 

zugleich mit der Restrukturierung 

der Staatsunternehmen die Partei- 

Basiseinheiten in den Unternehmen zu 

reorganisieren und deren Kontrollfä­

higkeit in wirtschaftlichen und politi­

schen Belangen zu gewährleisten. (Vgl. 

C.a., 1998/8, Ü 2)

Die Forderung kann als Reaktion 

auf den wahrgenommenen Verfall der 

ideologischen und organisatorischen 

Kontrollstrukturen der Kommunisti­

schen Partei verstanden werden, wie 

er allgemein durch den graduellen 

Pluralisierungsprozeß der Gesellschaft 

und im besonderen durch Privatisie­

rungsmaßnahmen im staatlichen Sek­

tor befördert wird (Guangjiaojing, 

1999/9, S.9). Sie zeigt das grund­

sätzliche Problem auf, den hierarchi­

schen Kontrollzugriff der Partei auf 

den Staatssektor mit horizontal ange­

legten marktwirtschaftlichen Mecha­

nismen zu vereinbaren. Es wird abzu­

warten bleiben, inwieweit die Forde­

rung organisatorisch umgesetzt wird. 

Angesichts der fortgeschrittenen Her­

ausbildung privatwirtschaftlicher Ni­

schen innerhalb des Staatssektors und 

des zunehmenden Einflusses außen­

wirtschaftlicher Faktoren dürfte es äu­

ßerst schwer fallen, die in den vergan­

genen Jahren schrittweise abgebauten 

Kontrollstrukturen der betrieblichen 

Parteiorganisationen zu reinstallieren, 

-hol-

11 Verschärfte Maßnahmen zur

Sicherung der nationalen 

Stabilität vor Jahrestag

Jahrestage besitzen in der VR China 

eine besondere Rolle als Katalysatoren 

der öffentlichen Verhandlung staatli­

cher Legitimation(sdefizite). Entspre­

chend groß ist die Furcht der Behör­

den vor gesellschaftlichen Unmutsbe­

kundungen und Störungen der öffent­

lichen Sicherheit. Bereits Anfang des 

Jahres waren die Sicherheitsorgane 

angewiesen worden, präventive Maß­

nahmen für die Aufrechterhaltung der 

nationalen Stabilität zu ergreifen. Im 

Vorfeld des 50. Jahrestags der Grün­

dung der VR China am 1. Oktober 

war nun eine erhebliche Verschärfung 

der Sicherheitsmaßnahmen zu beob­

achten, die sich gegen verschiedene ge­

sellschaftliche Gruppen wandten.

Intensiviert wurde vor allem die Ver­

folgung von Mitgliedern der Falun- 

gong-Bewegung, welche am 22. Ju­

li als illegale politische Organisati­

on verboten worden war, nachdem 

sich die Führung durch wiederholte 

Demonstrationen der Bewegung stark 

provoziert gesehen hatte. Der Be­

wegung wurde vor geworfen, die öf­
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fentliche Ordnung gestört, die gesell­

schaftliche Stabilität gefährdet und 

Staatsgeheimnisse gestohlen zu ha­

ben (C.a., 1999/4, S.369-377, 1999/5, 

Ü 11, 1999/6, Ü 15, 1999/7, Ü 15). 

Anfang August soll daraufhin Jiang 

Zemin persönlich eine durchgreifen­

de Kampagne gegen „Kulte, Krimi­

nelle und politische Untergrundorga- 

nisationen“ angeordnet haben, durch 

die für „absolute Stabilität“ vor dem 

1. Oktober gesorgt werden sollte. Die 

Kampagne gegen die Falungong soll­

te aus drei Phasen bestehen: In der 

ersten Phase sollten die Mitglieder 

durch Überzeugungsmaßnahmen dazu 

gebracht werden, aus der Bewegung 

auszuscheiden; in der zweiten sollte 

die Falungong in den offiziellen Medi­

en ideologisch verurteilt werden; in der 

dritten Phase schließlich sollte gegen 

Hauptorganisatoren und hartnäckige 

Anhänger der Falungong mit straf­

rechtlichen Mitteln vorgegangen wer­

den (SCMP, 4.8.99, nach CND, 8.8.99; 

Hong Kong Standard, 16.8.99, nach 

CND, 17.8.99).

Am 24. August erging ein Rundschrei­

ben des Hauptbüros des Zentralkomi­

tees der KPCH und des Büros des 

Staatsrats, das die Behörden anwies, 

eine klare Grenzlinie zu ziehen zwi­

schen der „überwältigenden Mehrheit “ 

der Falungong-Mitglieder, die unfrei­

willige Opfer der Täuschungen des 

Sektenführers Li Hongzhis geworden 

seien, und einer „extremen Minder­

heit“ von Personen, die illegale Aktivi­

täten geplant und organisiert hätten. 

Während erstere mit Mitteln geduldi­

ger Überzeugungs- und Erziehungsar­

beit zu „bekehren und befreien“ sei­

en, müsse gegen letztere mit schar­

fer öffentlicher Herausstellung, Kritik 

und strafrechtlicher Verfolgung vorge­

gangen werden (XNA, 24.8.99, nach 

SWB, 26.8.99).

Diese Grenzziehung nimmt implizit 

Bezug auf Mao Zedongs berühmte 

Rede „Über die richtige Behandlung 

der Widersprüche im Volk“ aus dem 

Jahr 1957-, wo er zwischen nicht­

antagonistischen „Widersprüchen im 

Volk“ und antagonistischen „Wider­

sprüchen zwischen dem Feind und 

uns“ unterschied. Der Rückgriff auf 

dieses maoistisch besetzte Konzept 

rückt die Kampagne in eine gewisse 

Nähe zu politischen Kampagnen der 

Vergangenheit, wie sie seit den acht­

ziger Jahren weitgehend tot geglaubt 

worden sind. Allerdings ist zu bezwei­

feln, ob die Kampagne tatsächlich mit 

ähnlicher Rigidität umgesetzt werden 

soll oder kann, zumal die Durchset­

zungskraft der Zentrale in den Provin­

zen in den vergangenen Jahren merk­

lich abgenommen hat.

Anfang September erschien in chinesi­

scher und englischer Sprache ein Buch 

mit dem Titel Li Hongzhi und sei­

ne „Falungong “ - Täuschung der Öf­

fentlichkeit und Zerstörung von Men­

schenleben. Darin werden Li Hongzhi 

zahlreiche häretische Blendungsmanö­

ver, wirtschaftskriminelle Verhaltens­

weisen sowie politische Subversionsak­

tivitäten zugeschrieben. Verlautbartes 

Ziel der Publikation ist es nicht nur, 

die Öffentlichkeit über die angeblichen 

illegalen Machenschaften Li Hongzhis 

aufzuklären, sondern auch, hartnäcki­

gen Falungong-Anhängern eine weite­

re Chance zur freiwilligen Abkehr zu 

geben. (XNA, 13.9.99)

Am 18.9.99 warnte ein Artikel der of­

fiziellen Nachrichtenagentur Xinhua, 

daß eine kleine Anzahl von Schlüsselfi- 

guren der Falungong weitere Aktivitä­

ten gegen Regierung, Gesellschaft und 

Öffentlichkeit plane und daher der po­

litische Kampf gegen die Organisation 

mit aller Strenge fortgesetzt werden 

müsse; der Kampf könne Jangandau­

ernd und kompliziert“ werden (XNA,

19.9.99) . In den folgenden Tagen er­

gingen zahlreiche Nachrichten über 

Massenverhaftungen von Falungong- 

Mitgliedern. Während die offiziellen 

chinesischen Medien von 26 Personen 

landesweit bzw. 21 Personen in He­

bei, 20 in Nanchang und weiteren 20 

in Guangzhou sprachen, die zur Ver­

nehmung festgenommen worden sei­

en, wußte das Hongkonger Informa­

tionszentrum für Menschenrechte und 

Demokratiebewegungen in China von 

mindestens 300 Verhaftungen in meh­

reren Großstädten Chinas (SCMP, 

20.9.99; CND, 21.9.99; SWB 23.9.99). 

Die Verhaftungen seien die Reaktion 

der Behörden auf einen Hinweis ge­

wesen, wonach Falungong-Mitglieder 

sich heimlich untereinander verstän­

digt hätten, sich auf den Weg nach 

Norden zu begeben, um in Beijing die 

Feierlichkeiten des 50. Jahrestags zu 

stören und gegen die KPCh zu prote­

stieren (Mingbao, 21.9.99, nach SWB,

23.9.99) .

Ende September hat der Staatsrat au­

ßerdem neue Regelungen erlassen, wo­

nach das Praktizieren von Qigong in 

staatlichen und öffentlichen Einrich­

tungen und Plätzen nicht länger er­

laubt sei. Auch allgemeine Gymna­

stikübungen in Gruppen an öffentli­

chen Orten müßten unterbleiben, bis 

diese sich neu bei den Behörden re­

gistrieren hätten lassen, und dürf­

ten dann nur noch in kleinen, ver­

streuten Gruppen praktiziert werden 

(SCMP, 24.9.99). Am 29. Septem­

ber sollen mehrere junge Männer, die 

auf dem Tian’anmen-Platz meditati­

ve Posen eingenommen hätten, von Si­

cherheitskräften entfernt worden sein 

(SCMP, 30.9.99). Hier wird die starke 

Nervosität deutlich, mit der die Füh­

rung alltägliche Verhaltensweisen mit 

dem Verdacht belegt, das Herrschafts­

monopol der KPCh zu gefährden.

Besondere Sicherheitsmaßnahmen 

wurden seit der zweiten September­

hälfte auch in Xinjiang ergriffen, wo 

sich in den vergangenen Monaten 

Nachrichten über ein hartes Vorge­

hen von Sicherheitskräften zur Unter­

drückung von Unruhen und separati­

stischen Aktivitäten gehäuft hatten. 

In allen größeren Städten, in öffent­

lichen Gebäuden und auf wichtigen 

Verkehrslinien wurden Polizeipatrouil­

len eingesetzt, um zu verhindern, daß 

während der Feierlichkeiten muslimi­

sche Terroristen aktiv würden (Hong 

Kong Standard, 20.0.99, nach CND,

21.9.99). Ende September wurden drei 

der „Spaltung des Landes“ bezichtig­

te Personen in Xinjiang hingerichtet 

(SWB, 25.9.99).

Unmittelbar vor dem 1. Oktober 

sollen landesweit außerdem Massen­

hinrichtungen von Personen stattge­

funden haben, die wegen kriminel­

ler Straftaten wie Raub, Vergewal­

tigung, Mord oder Drogenschmuggel 

zum Tod verurteilt worden waren 

(SCMP, 27.9.99). Nach Meldungen der 

Agence France Presse von Ende Au­

gust sollen im Vorfeld des 50. Jahres­

tags ferner landesweit 68.000 flüchti­

ge Personen festgesetzt worden sein 

(Agence France Press, 24.8.99, nach 

CND, 26.8.99).

Die Verschärfung der Sicherheitsmaß­

nahmen traf schließlich eine große An­

zahl von Wanderarbeitern in Beijing, 

die seit mehreren Monaten systema­

tisch aus der Stadt vertrieben worden 

sind. Die offizielle Zahl derer, die in 

der ersten Septemberwoche der Stadt 
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verwiesen wurden, wird mit 3.400 be­

nannt; die Gesamtzahl der in den letz­

ten Monaten aus Beijing vertriebenen 

Wanderarbeiter dürfte im sechsstel­

ligen Bereich liegen (SCMP, 9.9.99). 

Ferner wurde seit Anfang Septem­

ber die Stadt von Obdachlosen, Bett­

lern, Prostituierten, Spielern und an­

deren in staatlichen Augen das Stra­

ßenbild trübenden Personen „gesäu­

bert“ (IHT, 2.9.99; SCMP, 11.9.99; 

XNA, 14.9.99).

Während der Feierlichkeiten stand ein 

Aufgebot von 70.000 Sicherheitskräf­

ten, darunter 50.000 unbewaffnete und 

20.000 bewaffnete Polizisten, bereit, 

um einen ungestörten Verlauf der Pa­

rade zu gewährleisten. Sie hatten zu­

vor einen Eid geschworen, die öffent­

liche Sicherheit zu schützen (SWB, 4. 

u. 30.9.99). (Zu Vorbereitung und Ver­

lauf des 50. Jahrestags der Gründung 

der VR China vgl. die Analyse im fol­

genden Heft, C.a., 1999/10) -hol-

12 Weißbuch über Minderhei­

tenpolitik in China und Plä­

ne für einen „Aufbau West“

Am 27. September hat das Informa­

tionsbüro des Staatsrats ein Weiß­

buch mit dem Titel „Minderheitenpo­

litik und ihre reale Praxis in China“ 

(Zhongguo de shaoshu minzu zheng- 

ce ji qi shiji) herausgegeben. Der voll­

ständige Text erschien in der Volks­

zeitung (RMRB, 28.9.99) und wurde 

ferner auf Englisch, Französisch und 

in anderen Sprachen publiziert; in der 

englischen Fassung umfaßt der Text 

43 Seiten (XNA, 28.9.99). Das Weiß­

buch wurde rechtzeitig vor Beginn 

der dritten Zentralen Nationalitäten- 

Arbeitskonferenz vorgelegt, die vom 

29. September bis zum 3. Oktober in 

Beijing stattfand und zu der zahlrei­

che Delegationen aus ganz China ge­

kommen waren (XNA, 29.9., 3.10.99). 

Das Weißbuch stellt die fünfte Publi­

kation in einer Reihe von Weißbüchern 

des Staatsrats dar, mit der die VR 

China seit 1991 auf die notorischen 

Vorwürfe der internationalen Gemein­

schaft auf dem Gebiet der Menschen­

rechte reagiert hat. Mit dem zuletzt, 

nämlich im Februar 1998 erschienenen 

Weißbuch über die Menschenrechte in 

Tibet (vgl. C.a., 1998/2, Ü 8) und 

dem nun publizierten Weißbuch über 

die Minderheitenpolitik verteidigt sich

China gegenüber der langjährigen Kri­

tik des Westens; es verletze, insbe­

sondere in Tibet und Xinjiang, syste­

matisch die Rechte ethnischer Min­

derheiten. Wie auch in den früheren 

Weißbüchern wird eine Argumentati­

onsstruktur verwendet, die die inter­

nationale Kritik zwar nicht explizit, 

wohl aber implizit aufgreift. Dies ge­

schieht, indem die Frage individueller 

politischer und bürgerlicher Grund­

rechte und Freiheiten, wie sie im Zen­

trum der westlichen Kritik steht, in 

einen erweiterten zeitlichen und ge­

sellschaftspolitischen Rahmen gestellt 

wird. Dies erlaubt, die Vorwürfe ei­

ner Verletzung politischer Menschen­

rechte durch die Hervorhebung der 

teilweise unbestreitbaren Leistungen 

im wirtschaftlichen und sozialen Be­

reich (Armutsbekämpfung und allge­

meiner Anstieg des Lebensstandards, 

Konsummöglichkeiten, Bildungschan­

cen, etc.) sowie vor einem größeren 

historischen Horizont zu relativieren. 

Die Überzeugungskraft dieser Argu­

mentation wird allerdings dadurch ge­

mindert, daß Korrektheit und letzt­

endlicher Erfolg der Politikentschei­

dungen in teleologischer Rhetorik als 

Grundeigenschaft der sozialistischen 

Staatsführung vorausgesetzt werden 

und auf bestehende Probleme grund­

sätzlich nur in pauschaler Weise hin­

gewiesen wird.

Das Weißbuch gliedert sich in fünf Ka­

pitel, die eine historische Rechtferti­

gung der chinesischen Minderheiten­

politik sowie eine umfassende Darstel­

lung ihrer politischen, gesellschaftli­

chen und soziokulturellen Maßnahmen 

und Errungenschaften seit 1949 lie­

fern. Der Anteil der 1979 identifizier­

ten insgesamt 55 nationalen Minder­

heiten war im Jahr 1995 auf 8,98% der 

Gesamtbevölkerung gewachsen; An­

fang der achtziger Jahre hatte dieser 

Anteil bei rund 6% gelegen (vgl. C.a., 

1999/8, Ü 8).

In einem stark normativen Teil wird 

zunächst das Konzept der Einheit der 

insgesamt 56 Ethnien in China be­

gründet. Hier wird argumentiert, daß 

China seit der Gründung der Qin- 

Dynastie im Jahr 221 v. Chr. ein ge­

einter, zentralisierter multiethnischer 

Staat gewesen sei. Trotz „kurzfristi­

ger“ Unterbrechungen sei die Einheit 

unter den verschiedenen ethnischen 

Gruppen immer die „Grundströmung“ 

der historischen Entwicklung Chinas 

gewesen. Während des langen Prozes­

ses der Einigung Chinas, insbesonde­

re aber während des Kriegs gegen Ja­

pan (1937-45) sei das gemeinsame In­

teresse am Aufbau eines starken, rei­

chen, demokratischen und zivilisierten 

China sowie die Kohäsion zwischen 

den Gruppen gewachsen. Erst mit der 

Gründung der VR China aber sei die 

grundsätzliche Gleichheit aller ethni­

schen Gruppen hergestellt worden.

Auf der Basis dieser historisch durch­

aus zu hinterfragenden Darstellung 

wird gefolgert - gewissermaßen in 

Form eines tautologischen Imperativs 

- daß „die nationale Einheit verlan­

ge“, von allen ethnischen Gruppen 

gewahrt zu werden, weil sie in de­

ren Interesse liege und von Vorteil für 

sie sei. Ausschlaggebend für die Wah­

rung der nationalen Einheit sei die 

Gleichheit aller ethnischen Gruppen, 

sowohl im Hinblick auf ihre wirtschaft­

liche Entwicklung als auch im Hinblick 

auf politische und bürgerliche Rech­

te von Individuen und Kollektiven; die 

Errungenschaften auf diesen Gebieten 

seit 1949 werden detailliert erläutert 

und mit zahlreichen statistischen Da­

ten versehen. Jegliche ethnische Un­

terdrückung und Diskriminierung ver­

stoße gegen die Verfassung und kön­

ne rechtlich verfolgt werden. Besonde­

re Erziehungsmaßnahmen gälten der 

Abwehr chauvinistischer Tendenzen 

großer Ethnien, vor allem auch eines 

Han-Chauvinismus {da Hanzu zhuyi).

In dem folgenden stärker deskriptiven 

Teil widmet sich ein Kapitel der in­

stitutionellen Ausgestaltung regiona­

ler Autonomie. Ende 1998 existier­

ten in China fünf autonome Gebie­

te, 30 autonome Präfekturen und 120 

autonome Kreise („Banner“). Betont 

wird, daß diese autonomen Regionen 

strikt der einheitlichen und zentrali­

sierten staatlichen Führung unterge­

ordnet seien und untrennbare Teile 

der VR China darstellten. Ein wei­

teres Kapitel beschreibt die Anstren­

gungen der Regierung seit 1949, Min­

derheitengebiete aus wirtschaftlicher 

Rückständigkeit zu befreien. Durch 

umfangreiche Aufbaumaßnahmen im 

Infrastruktur- und Grundindustriebe­

reich, durch investitions- und fiskalpo­

litische Begünstigungen sowie durch 

umfassende Maßnahmen der Armuts­

bekämpfung sei der Lebensstandard 

der ethnischen Minderheiten im Ver­

lauf von 50 Jahren erheblich gestie-
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gen. Ein letztes Kapitel beschreibt 

schließlich die Regierungsmaßnahmen 

zum Schutz und zur Förderung der 

Kulturen der verschiedenen Ethnien, 

deren Spektrum von Folklore-Schutz 

über die systematische Sammlung und 

Erforschung historischer Relikte bis 

hin zu spezifischen Bildungsmaßnah­

men für Angehörige nationaler Min­

derheiten reicht. Im Fazit wird erklärt, 

daß die chinesische Minderheitenpoli­

tik der letzten 50 Jahre erfolgreich und 

realitätsgerecht gewesen sei. Die Re­

gierung sei sich aber zugleich durchaus 

bewußt, daß aufgrund vielfältiger Fak­

toren die Regionen Zentral- und West­

chinas, wo die meisten Minderheiten 

lebten, in ihrer Entwicklung weit hin­

ter den Küstenregionen des Ostens zu­

rückhinkten. Daher müßten weiter in­

tensive Anstrengungen unternommen 

werden, um den Aufholprozeß zu be­

schleunigen (XNA, 28.9.99).

Dieses Fazit könnte über seine norma­

tive Dimension hinaus durchaus auch 

eine strategische Dimension besitzen. 

So weiß ein Artikel der Hongkonger 

Zeitschrift Jingbao, daß die Parteispit­

ze während ihrer informellen Sitzung 

in Beidaihe im Sommer beschlossen 

habe, die wirtschaftliche Erschließung 

Zentral- und Westchinas zu beschleu­

nigen und eine koordinierte Entwick­

lung der gesamten Volkswirtschaft zu 

fördern. Ministerpräsident Zhu Rong- 

ji sei dazu ausersehen worden, dieses 

Vorhaben, das einen Schwerpunkt des 

10. Fünfjahresplans (2001-2005) dar­

stellen solle, umzusetzen. Im Hinter­

grund dieser Entscheidung für einen 

„Aufbau West“ (d. Verf.) erkennt der 

Artikel die Furcht der chinesischen 

Führung vor ethnischen Konflikten 

und vor einem politischen und wirt­

schaftlichen Zerfall des Landes, wie sie 

in den Nachfolgestaaten der ehema­

ligen Sowjetunion vor Augen geführt 

werden. Um diesem Schicksal und der 

damit verbundenen Gefahr einer „In­

filtration“ westlicher Kräfte zu ent­

rinnen, aber auch, um bestehende Si­

cherheitsrisiken in Westchina zu redu­

zieren und so für den Fall einer mi­

litärischen Konfrontation mit Taiwan 

den Rücken frei zu haben, sehe sich 

die Führung gezwungen, aktive Schrit­

te zur Wahrung der wirtschaftlichen 

und politischen Stabilität in den über­

wiegend von ethnischen Minderheiten 

bewohnten Regionen Westchinas zu 

unternehmen (JB, 1999/10, S.28-29). 

-hol- 

- 902 -

Korruptionsbekämpfung 

Gegenstand eines in Beijing 

tagenden Kongresses der In­

ternationalen Vereinigung 

der Staatsanwälte

Vom 5. bis 10. September fand in Bei­

jing der vierte Kongreß der Internatio­

nalen Vereinigung der Staatsanwälte 

(International Association of Prosecu- 

tors, IAP) statt. Die 1995 in Wien ge­

gründete Vereinigung, zu deren Grün­

dungsmitgliedern die VR China ge­

hört, bezeichnet sich selbst als Nicht­

regierungsorganisation ohne politische 

Zielsetzung. Sie zählt inzwischen etwa 

600 Mitglieder aus 83 Ländern, von 

denen über 500 in Beijing zusammen­

trafen. Han Zhubin, Generalstaatsan­

walt der Obersten Volksstaatsanwalt­

schaft der VR China, war zum Vorsit­

zenden des vierten Kongresses der IAP 

gewählt worden. Thema des Kongres­

ses war die Bekämpfung von Betrug 

und Korruption in internationaler Per­

spektive. Diskutiert wurden die Ursa­

chen internationaler Kriminalität und 

Möglichkeiten internationaler Koope­

ration in Form von Auslieferungsab­

kommen und gerichtlicher Zusammen­

arbeit (XNA, 11.9.99, CND, 13.9.99).

Li Peng, der in seiner Funktion als 

Vorsitzender des Ständigen Ausschus­

ses des Nationalen Volkskongresses 

zur Eröffnung des Kongresses sprach, 

betonte, daß es sich bei den Phänome­

nen Betrug und Korruption um Pro­

bleme handle, mit denen alle Län­

der weltweit konfrontiert seien. Impli­

zit wandte sich Li Peng damit gegen 

die häufige Unterstellung, Korrupti­

on sei ein „typisch“ chinesisches bzw. 

asiatisches Problem. Die VR China, 

so Li Peng, begrüße die Bemühungen 

der IAP für eine stärkere internationa­

le Zusammenarbeit bei der Bekämp­

fung der Probleme, die aufgrund neu­

er elektronischer Möglichkeiten im in­

ternationalen Finanzverkehr und der 

Globalisierung des Handels zunäh­

men. Auch in China seien vermehrt 

Fälle transnationaler Wirtschaftskri­

minalität zu beobachten. Kooperati­

onsbereiche seien etwa grenzübergrei­

fende Fahndungen, die Sperrung von 

Bankkonten, die Bereitsstellung von 

Prozeßunterlagen und die Verhaftung 

von Straftätern außer Landes. Mit 

20 Staaten seien bereits Abkommen 

auf diesem Gebiet geschlossen worden; 

mit anderen stehe die VR China in
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Verhandlung (RMRB, 6.9.99; XNA 

8.9.99; SWB, 11.9.99).

Han Zhubin und andere chinesische 

Vertreter legten dar, daß die Regie­

rung seit der Gründung der VR China, 

insbesondere aber in den vergangenen 

20 Jahren der Reformperiode große 

Anstrengungen bei der Korruptions­

bekämpfung unternommen habe. So 

seien zahlreiche Fälle offizieller Kor­

ruption aufgedeckt und die Verant­

wortlichen bestraft worden; Strafrecht 

und Strafprozeßrecht seien an die An­

forderungen der Bekämpfung von Kor­

ruption und Betrugsverbrechen ange­

paßt worden. Gegen diese Phänome­

ne müsse mit aller Schärfe vorgegan­

gen werden, da sie nicht nur die wirt­

schaftliche Entwicklung beeinträchtig­

ten, sondern auch die gesellschaftli­

che Stabilität und Moral gefährde­

ten (RMRB, 6.9.99; Fazhi Ribao, 6.9.,

7.9.99).

Wenige Tage nach dem Ende des 

Kongresses erließ die Oberste Staats­

anwaltschaft einen neuen Kodex zur 

strafrechtlichen Verfolgung von Kor­

ruptionsdelikten. Ziel dabei sei es ge­

wesen, den im Jahr 1997 erlassenen 

Strafrechtskodex an jüngere Entwick­

lungen wirtschaftskrimineller Prak­

tiken anzupassen. So wurden zum 

einen die Mindestbeträge von verun­

treuten, unterschlagenen und Beste­

chungsgeldern, durch die eine straf­

rechtliche Verfolgung indiziert wird, 

nach oben korrigiert, gewissermaßen 

also eine „Inflationsanpassung“ des 

Strafmaßes vorgenommen; zum an­

deren wurden die Strafen für durch 

Korruption oder Amtsmißbrauch ver­

ursachte Personenschäden verschärft 

(XNA, 17.9.99).

Offizielle Korruption gilt in der VR 

China als großes Problem. Laut einer 

von offizieller Stelle kürzlich durch­

geführten landesweiten Meinungsum­

frage unter 4.500 Einwohnern aus 

elf Großstädten liegt die Korrupti­

on an vorderster Stelle der nationa­

len Probleme und rangiert damit noch 

vor dem Problem der Arbeitslosigkeit 

(CD, 25.9.99, nach CND, 29.9.99). Zu­

gleich ist allerdings zu sehen, daß es 

- im Gegensatz zur Tabuisierung ei­

ner Infragestellung des Herrschafts­

monopols der KPCh - in den meisten 

Phasen der langjährigen Geschichte 

der KPCh durchaus „politisch kor­

rekt“ war und nach wie vor ist, Fäl­
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im klaren sein, daß eine systematische 

Kontrolle des Internet aufgrund seiner 

dezentralen Struktur kaum möglich 

ist. Manipulationen der chinesischen 

Internet-Gateways können durch Ein­

wahl in ausländische Proxy-Server 

(Stellvertreter-Server, die Dateiinfor­

mationen Zwischenspeichern und als 

alternative Gateways verwendet wer­

den können) umgangen werden; E- 

mail-Konten können gebührenfrei auf 

international zugänglichen Servern 

eingerichtet und so der Kontrolle ent­

zogen werden. Ein anonymer Zu­

gang zum Internet ist zudem in den 

Internet-Cafes möglich, die in China 

in den vergangenen Jahren zu Tau­

senden eröffnet worden sind und sich 

großer Beliebtheit erfreuen (AWSJ, 

10.-11.9.99; C.a., 1999/6, S.596-606).

Die staatliche Informationskontrolle, 

die im nationalen Einzugsbereich von 

Rundfunk, Fernsehen und Printme­

dien in den neunziger Jahren, wenn 

auch nicht kontinuierlich durchgesetzt 

wird, so doch grundsätzlich weiterbe­

steht, dürfte sich im Bereich des In­

ternet kaum aufrechterhalten lassen. 

Das Internet erweitert die Zugangs­

möglichkeiten der chinesischen Bevöl­

kerung zu ausländischen bzw. nicht­

staatlichen Informationen, wie sie bis­

her etwa in Form der in China aus­

gestrahlten Rundfunkprogramme von 

BBC oder Voice of America bestan­

den, beträchtlich und dürfte so zur 

graduellen Pluralisierung der Gesell­

schaft beitragen, -hol-

15 Erste „legislative Anhö­

rung“ von Volkskongreß auf 

Provinzebene abgehalten

Als „Meilenstein“ im Prozeß der De­

mokratisierung des lokalen Gesetzge­

bungsprozesses in der VR China wur­

de die erste Legislative Anhörung“ 

(Jifa tingzhenghui) bezeichnet, die 

am 9. September vom Volkskongress 

der Provinz Guangdong in Guang­

zhou (Kanton) veranstaltet wurde. 

Laut Darstellung des Vorsitzenden des 

Ständigen Ausschusses des Provinz- 

Volkskongresses handelte es sich um 

einen experimentellen Versuch der

Die Anhörung zu einem Gesetzesent­

wurf über Verwaltungsbestimmungen 

zu Ausschreibungen von Bauprojek­

ten war Anfang August in den lokalen 

Medien angekündigt worden. Die loka­

len Einwohner wurden dazu aufgeru­

fen, sich als Teilnehmer bzw. Beobach­

ter der Anhörung zu bewerben. Un­

ter 50 Bewerbern wurden 20 als aktive 

Teilnehmer ausgewählt, unter denen 

sich Verwaltungsfachkräfte, Rechtsan­

wälte, Professoren und Ingenieure be­

fanden. Bei der Auswahl wurde dar­

auf geachtet, ein Gleichgewicht zwi­

schen Befürwortern und Gegnern des 

Gesetzesentwurfs herzustellen. Als Be­

obachter wurden insgesamt 40 Perso­

nen geladen, darunter zwei diplomati­

sche Vertreter aus den USA und Au­

stralien (Fazhi Ribao, 10.9.99).

Dieses lokale Experiment erscheint in­

sofern als interessant, als es als Aus­

druck eines graduellen Prozesses der 

institutionellen Selbstbehauptung der 

Volkskongresse im Gesetzgebungspro­

zeß der VR China gesehen werden 

kann. Galten der Nationale Volks­

kongreß und die hierarchisch darun­

ter angesiedelten Volkskongresse auf 

Provinz-, Kreis- und Gemeindeebe­

ne in der Vergangenheit als reine 

„Abnick-Organe“ in dem von der kom­

munistischen Partei dominierten le­

gislativen System, so haben sie seit 

den späten achtziger Jahren einen si­

gnifikanten Einfluß auf den Gesetz­

gebungsprozeß entwickelt. Dieser Ein­

fluß macht sich auf nationaler Ebene 

etwa darin bemerkbar, daß Gesetzent­

würfe - deren Gesamtzahl über die 

Jahre erheblich angestiegen ist - teil­

weise heftig kritisiert, in Einzelfällen 

sogar abgelehnt wurden, so zuletzt ein 

Gesetz des Staatsrats im April 1999 

(vgl. C.a., 1999/4, Ü 7). Einen nach­

haltigen Einfluß üben aber vor allem 

die zahlreichen Fachausschüsse aus, 

die auf den verschiedenen Stufen des 

Gesetzgebungsprozesses an der For­

mulierung neuer Gesetze mitwirken. 

Zwar konnte der Volkskongreß sein ne­

gatives Image in der Öffentlichkeit bis­

her nicht vollständig abwerfen, jedoch 

scheint er in der Bevölkerung zuneh­

mende Akzeptanz als ein Organ zu ge­

nießen, das den (Un-)Willen des Vol­

kes zumindest phasenweise zu trans-

16 Justizministerium errichtet 

DNA-Datenbank

China hat eine erste DNA-Datenbank 

zur Fahndung und Identifizierung von 

Straftätern errichtet. Institutionell an­

gesiedelt ist sie am Shanghaier Institut 

für Kriminaltechnik, das dem Justiz­

ministerium unterstellt ist.

In der Datenbank sollen DNA-Daten 

von zunächst 2.500 Straftätern gesam­

melt und elektronisch kodiert werden; 

sie soll die Basis für ein einheitli­

ches landesweites Netz der genetischen 

Überprüfung von Straftätern werden. 

Die Experten versprechen sich von der 

Einführung der DNA-Technik nicht 

nur eine erhebliche Vereinfachung und 

Beschleunigung der kriminalistischen 

Untersuchung, sondern auch die Be­

reitstellung akkuraterer Beweismittel 

in Strafprozessen (Fazhi Ribao, 8.9.99; 

XNA, 30.9.99).

Die VR China versucht, mit der 

Einrichtung der Datenbank auf den 

modernsten Stand forensischer Tech­

nik aufzuschließen, wie er bisher 

in den USA, Großbritannien und 

Australien verbreitet ist. In ande­

ren westlichen Staaten scheiterte die 

Einführung der kostspieligen DNA- 

Untersuchungsmethoden bislang in er­

ster Linie an datenschutzrechtlichen 

Bedenken, -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

17 Warnung vor Entwertung 

akademischer Grade

Der Rektor der Wissenschaftlich- 

technischen Universität Chinas, Zhu 

Qingshi, hat kürzlich vor einer In­

flation akademischer Grade und da­

mit einem Absinken des Niveaus der 

Hochschulforschung gewarnt und ei­

ne bessere Wissenschaftsplanung im 

gesamten Hochschulsystem gefordert. 

Gegenwärtig, so begründet Zhu sei­

ne Kritik, bemühten sich die Hoch­

schulen ungeachtet dessen, ob die Vor­

aussetzungen jeweils gegeben sind, um 

eine Aufwertung, d.h. die Hochschu­

len versuchten sich das Recht auf 

Vergabe akademischer Titel zu er­

Provinz Guangzhou, die Bevölkerung

stärker in den Gesetzgebungsprozeß portieren in der Lage ist. -hol- 

vor Ort einzubinden. Das Ereignis soll

breite in- und ausländische Aufmerk­

samkeit auf sich gezogen haben.




